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Aktuell häufen sich die Ereignisse um den Krieg sowie dessen direkten und
indirekten Folgen auf unser Leben. So
werden in einigen Städten Deutschlands die Erdgasreserven aufgebraucht, in
den Supermärkten indet man kaum planzliches Öl und von den Aufrüstungs-
und Kriegsfantasien der imperialistischen Staaten braucht man gar nicht erst
anfangen. Und auch wenn der letzte globale Klimastreik am 25.03. stattfand,
ist  die  Frage  der  Umweltzerstörung  eine  immer  weiter  in  die  Ferne
rückende. Wir können schnell erkennen, welche Interessen wichtiger sind im
Kampf  gegen die  Umweltzerstörung und wie  viel  wichtiger  Kriegsprofite
zählen. Selbst die Ampelkoalition, die sich als umweltfreundliche Regierung
tarnt, schmeißt den Ausstieg der Kohleverstromung bis 2030 nun ofiziell vom
Tisch zugunsten der Aufrüstung. Der Krieg wird zum Anlass genommen, die
Militärausgaben  um  weitere  100  Milliarden  Euro  zu  erhöhen.  Dabei
übersteigen jetzt schon die globalen Militärausgaben die Ausgaben für den
Klima- und Umweltschutz erheblich.

Ist Russlands Erdgas plötzlich nicht mehr demokratisch genug?

Es ist anzumerken, dass in der Geschichte erneuerbare Energien erst dann
einen Aufschwung erfahren, wenn die imperialistischen Staaten des Westens
merken, dass sie abhängig sind vom Erdöl und Erdgas und nicht wenn es
eigentlich wichtig wäre, um gegen die Umweltzerstörung anzukämpfen. So
verhält es sich aktuell mit dem Erdgas aus Russland, welches in Deutschland
einen erheblichen Anteil am Energie- und Wärmeverbrauch besitzt.
Mehr als 50% des Gases in den Gaskraftwerken stammt aus Russland. Die
bislang unaufgelösten Versprechungen einer
grünen Transformation erhalten nun einen neuen Zweck, indem gesagt wird,
die Abkehr von russischen Energieträgern
diene nicht nur der „nationalen Sicherheit“, sondern auch dem Klimaschutz.
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Dabei ist dagegen plötzlich Öl und Gas aus Nicht-Russland gefragter denn je.
Und  mit  dem  möglichen  Beschluss  der  EU-Kommission,  Erdgas  und
Atomkraft als „grüne“ Technologie einzustufen, ist die Debatte um Erdgas
noch lange
nicht  vom  Tisch.  Begründet  wird  dies  auch  in  Deutschland  mit  dem
Argument, 100% erneuerbare Energien
gehen nicht von heute auf morgen. Der Regierung geht es jedoch überhaupt
nicht darum, wie man auf Öl und Gas verzichten kann. Es ist nur Fassade,
dass dreckiges, blutiges und klimaschädliches Diktatorengas aus Russland
durch grünes Demokratiegas mit Menschenrechtssiegeln ersetzt wird. Denn
die  neuen  Lieferanten  heißen  unter  anderem  Katar,  Saudi-Arabien  oder
Vereinigte Arabische Emirate. Darauf hat der OPEC schon reagiert und die
Förderquoten erhöht, also anstatt weniger Kohle, Öl und Gas abzubauen,
führt es zu mehr Abbau dieser fossilen Energieträger.
Und das russische Gas bzw. Öl bleibt nicht im Boden, es indet zu erheblichen
Preisnachlässen neue Abnehmer_Innen
u.a. in Indien und China. In Deutschland wurde die (obwohl schon fertige)
Nord  Stream  2  Pipeline  nicht  in  Betrieb  genommen,  stattdessen  soll
aufwendig verschifftes Frackinggas aus den USA in unsere Heizungssysteme
gepumpt werden. Bei dessen Gewinnung wird Methan freigesetzt, welches
für  das  Klima  87  Mal  schädlicher  als  Kohlendioxid  ist.  Mit  all  diesen
Entwicklungen  ist  jedes  Gerede  über  das  Einhalten  des  1,5-Grad
Klimaschutzziel  zynisch.  Vielmehr  geht  es  um  die  Energieabhängigkeit
Deutschlands  und  in  keinster  Weise  um  das  Verhindern  der
Klimakatastrophe. Man will eigentlich eine neue Handelsrealität schaffen, in
welcher Russland eine feindliche Militärmacht ist.
Gas ist eine Ware, die Profit verspricht, und als Brückentechnologie darum
vor allem erneuerbare Energien vom Tisch
schmeißt. Es werden im kapitalistischen System, in welchem es nur um die
Proitmaximierung geht, keine Investitionen in Windparks, Solarkraftwerke
oder andere erneuerbare Energien gesteckt, wenn Gas mehr Proit erzielt.
Zurzeit wird es
auch zum Instrument der Machtausübung, also zur Waffe im Kampf um die
Neuaufteilung  der  Welt  –  der  Rest  ist  moralische  Reinwaschung
imperialistischer  Machtpolitik.  Wir  erkennen  deutlich,  von  einer



tatsächlichen  Wende  in  der
Energieversorgung ist nichts zu erkenne. Der Krieg dient also als Vorwand
dafür, konkrete Maßnahmen für den Klimaschutz zu blockieren, und wird
gleichzeitig  als  Gelegenheit  dargestellt,  endlich  mit  dem  Klimaschutz
anzufangen.  Was  aber  Krieg  in  Wahrheit  mit  den  menschlichen
Lebensgrundlagen in Verbindung bringt, ist nicht deren Rettung, sondern
Vernichtung.  Und  das  Klima  ist  nur  eine  der  Bedrohungen  der
Lebensgrundlage.

Wie verstärken Kriege selbst die Klimakrise?

Kriege  dienen  im  Kapitalismus  dazu,  dass  imperialistische  Staaten  ihre
Macht  weiter  ausbauen  können,  Interessen  der  Kapitalist_Innen  zu
verteidigen,  Ressourcen sowie Land aufzuteilen und der Vernichtung der
Überproduktion  durch  Zerstörung  der  feindlichen  Wirtschaft.  Die  Kriege
sowie die drohende Klimakatastrophe sind dabei nur einige Facetten eines
kaputten und krisenhaften Systems; nur eine, der von Menschen entfesselten
Gewalten gegen Menschen. Auch haben Kriege, Aufrüstung und Militarismus
einen der größten Anteile an der Umweltzerstörung. Einerseits entstehen bei
der Produktion von Waffen, Fahrzeugen, Jets, Schiffen und Raketen enorme
Treibhausgase. Militärvehikel und Flugzeuge schlucken riesige Mengen an
Treibstoff in Übung und Einsatz. Alleine das US-Militär emittierte mehr als
Länder, wie Schweiz und Dänemark und die Ausgaben der US-Regierung im
Irakkrieg hätten ausgereicht, um ein Viertel der Energieproduktion der USA
durch Windkraft zu ersetzen. Der Krieg in Afghanistan hätte das dann auf
drei  Viertel  erhöhen  können!  Andererseits  werden  durch  militärische
Aktivitäten  die  Lebensgrundlagen  der  Menschen  zerstört  (Boden,  Luft,
Grundwasser,  Natur,…),  auf  dessen  Rücken  diese  Kriege  ausgetragen
werden. Dabei wird oft die Natur mit Absicht zerstört so wie die USA in
Vietnam, welches durch die bewusste Nutzung vom Entlaubungsgift „Agent
Orange“ nach Schätzungen 14 bis 44 Prozents seiner Wälder verlor. An den
Spätfolgen des Giftes leiden heute noch etwa eine Millionen Menschen. Auch
werden  regelmäßig  bei  militärischen  Auseinandersetzungen  Wälder
verbrannt oder abgerodet, um ein besseres Sichtfeld zu erhalten, so wie im
Konlikt zwischen Armenien und



Aserbeijan oder dem türkischen Regime gegen die kurdische Guerilla. Die
aktuellen  Auswirkungen  des  Ukraine  Krieges  auf  das  globale
Nahrungsmittelsystem werden  rund  um den  Globus  zu  spüren  sein  und
treffen dann vor allem die Ärmsten und Arbeiter_Innen weltweit.

Was können wir tun?

Waffenlieferung,  mehr  Aufrüstung  oder  Sanktionen,  wie  es  die
Ampelregierung und auch große Teile der Umweltbewegung fordern, sind
nicht  die  Lösung  und  nicht  der  Weg,  um  gegen  die  Auswüchse  des
kapitalistischen
Systems  zu  kämpfen.  Umweltzerstörung,  Krieg,  Ausbeutung,  Vertreibung
sind  nicht  unterschiedliche  und  ohne  Verbindung  zufällig  auftretende
Erscheinungen, sondern sind Teil dieses Systems, tief miteinander verlochten
und  gegenseitig  bedingt.  Im  Krieg  müssen  Revolutionär:innen  in
imperialistischen Ländern gegen die eigenen Regierungen kämpfen und sich
nicht nur solidarisch mit den Antikriegsbewegungen der anderen Ländern
zeigen,  sondern  gemeinsam  international  organisieren.  Klima-Aktivismus
muss  auch  eine  antikapitalistische  und  damit  auch  letztlich  eine
Antikriegsbewegung darstellen.  Aktionen des zivilen Ungehorsams dürfen
nicht nur gegen Kohlegruben und Abholzung stattinden,  sondern müssen
auch  Rüstungsirmen  und  Militärtransporte  betreffen,  so  wie  es  die
Arbeiter:innen in Griechenland, Italien und Belarus uns vormachen, in dem
sie  Waffenlieferungen  boykottieren.  Ende  Gelände  hat  dabei  Ende  März
schon einen Anfang gemacht. Wir müssen Perspektiven aufwerfen für die
Arbeiter:innen in diesen Betreiben, denn letztendlich sind sie es,  die mit
Streiks das Rad zum Stehen bringen können. Schlussendlich müssen wir uns
organisieren und eine Antikriegsbewegung aufbauen, die all diese Kämpfe
verbindet.



Welche  Strategie  gegen  die
Kohlekonzerne?
Flugblatt von ArbeiterInnenmacht und REVOLUTION zur Demonstration am
Hambacher Forst am 6. Oktober, Infomail 1023, 8. Oktober 2018

Wöchentlich  finden  Massenproteste  am Hambacher  Forst  mit  tausenden
Menschen  statt,  organisiert  von  Umweltschutzorganisationen  wie  BUND
(Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland), NABU (Naturschutzbund
Deutschlands), Greenpeace, attac, den Grünen sowie Teilen der radikalen
Linken. Währenddessen tagt in Berlin die sogenannte „Kohlekommission“,
um bis zum Jahresende einen Plan zum Ausstieg aus der Kohleverstromung
zu  erarbeiten,  wobei  anzunehmen ist,  dass  der  Ausstieg  um viele  Jahre
verschleppt  werden  wird,  während  die  selbst  gesteckten  Klimaziele
Deutschlands (Reduktion des Treibhausgasausstoßes bis 2020 um 40 % im
Vergleich  zu  1990,  Anteil  der  erneuerbaren  Energien  bei  der
Stromerzeugung  von  18  %  bis  2020)  in  Rauch  aufgehen.

Beim Kampf um den Hambacher Forst geht es dabei letztlich um weit mehr
als den Erhalt eines Waldstücks und die Braunkohleverstromung. Er ist ein
Bestandteil des Kampf um wirksame Maßnahmen gegen den Klimawandel
und zur Sicherung der natürlichen Grundlagen menschlicher Existenz – ein
Ziel, das angesichts verschärfter kapitalistischer Konkurrenz in noch weitere
Ferne rückt.

Gerade  Jugendliche  werden  die  Folgen  der  drohenden  Klimakatastrophe
noch viel härter zu spüren bekommen. Umweltschutz ist längst nicht mehr
nur eine Sache von Alt-Hippies und 68ern, sondern aller. Die Jugend und die
AktivistInnen im Hambacher Forst stellen eine neue Generation von Aktiven
dar, die auch eine antikapitalistische Perspektive aufwerfen Das heißt für
uns, nicht nur zu meckern, sondern sich klare Gedanken dazu zu machen,
was wir im Hier und Jetzt tun können, um unsere Ziele zu erreichen.
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Braunkohle und Widerstand
Der Tagebau Hambach ist Teil des rheinischen Braunkohlereviers, dessen
Brennstoff in den naheliegenden Kraftwerken zur Stromerzeugung verfeuert
wird.  Neben  dem  Rheinland  ist  die  Lausitz  das  zweite  große
Braunkohleabbaugebiet  in  der  Bundesrepublik.  Die  in  den  rheinischen
Kraftwerken freigesetzten Mengen des Treibhausgases Kohlendioxid (CO2)
zählen zu den höchsten CO2-Emissionen durch Elektrizitätswerke weltweit.
Die Auswirkungen sind aber nicht nur die Freisetzung von CO2, sondern
auch das Umkrempeln des Lebensraumes der Menschen zwischen Köln und
Aachen.  Acker-  und  Waldflächen  sind  verloren,  Ortschaften  und
Verkehrswege  wichen  ebenso  den  riesigen  Löchern  in  der  Erde.  Hinzu
kommen Belastungen des Grundwassers und hochgiftiger Feinstaub.

Daher gab es mit Beginn des Braunkohleabbaus bereits Widerstand in den
angrenzenden Ortschaften gegen ihre Umsiedlung. Viele davon existieren
heute  nicht  mehr.  Heute  hat  der  Protest  gegen  den  Kohleabbau  seinen
Schwerpunkt  vor  allem  im  Kampf  gegen  den  menschengemachten
Klimawandel und für „Klimagerechtigkeit“. Hinter diesem Begriff verbirgt
sich eine Kritik am CO2-Ausstoß der sogenannten Industrienationen wie z. B.
Deutschland, dessen negative Folgen (Dürre, Anstieg des Meeresspiegels,
Stürme,…) vor allem die ausgebeutete halbkoloniale Welt zu tragen hat.

Viele AnwohnerInnen unterstützen zum Teil seit Jahren die Proteste gegen
RWE  &  Co.  Ein  Großteil  der  Bevölkerung  im  Rheinland  hält  den
Polizeieinsatz  für  überzogen,  der  der  teuerste  in  der  Geschichte  von
Nordrhein-Westfalen  werden  könnte.

Frage der Protestform
Der Einsatz, mit dem die AktivistInnen im Hambacher Forst Bäume besetzten
oder  im  Rahmen  von  „Ende  Gelände“  immer  wieder  in  Tagebaue  im
Rheinland oder in der Lausitz eindrangen, verdient enormen Respekt.  Es
wurde  große  öffentliche  Aufmerksamkeit  für  die  Thematik  erzeugt  und
zumindest  kurzze i t ig  der  Betr ieb  gestör t .  Der  Kampf  der
BaumhausbewohnerInnen bei der Verteidigung des Waldes verdient unsere



Solidarität.  All  jene,  die  hierbei  staatliche  Repression  erfahren,  sind
bedingungslos  zu  verteidigen.

Die  Aktionsform,  durch  Besetzungen  umweltschädliche  Maßnahmen  zu
verhindern, hat eine lange Tradition in der Bewegung, die bis in die 1970er
und 1980er Jahre zurückreicht. Um erfolgreich zu sein, muss sie allerdings
auch  mit  einer  Massenbewegung  und  Unterstützung  verbunden  sein.
Ansonsten ist es für die Herrschenden ein Leichtes, die Bevölkerung gegen
AktivistInnen in Stellung zu bringen und ihre Aktionen zu isolieren.

Im Hambacher Forst ist die Verbindung zweifellos gegeben. Die Aktiven der
Besetzung  sind  politisch  im  wesentlichen  libertär,  anarchistisch  oder
(post)autonom geprägt. Aktionsbündnisse wie „Ende Gelände“ werden von
der  „Interventionistischen  Linken“  und  anderen  post-autonomen  Kräften
dominiert. Die Massendemonstrationen und -aktionen wiederum werden vor
allem  von  den  Umweltverbänden  und  zu  einem  geringeren  Teil
Gruppierungen wie attac getragen – im „Hintergrund“ steht die Grüne Partei,
in geringerem Maße die Linkspartei.

Auch  wenn  die  radikaleren,  anti-kapitalistisch  ausgerichteten  Kräfte  den
Aktionen  ihren  Stempel  aufdrücken,  so  stellen  die  Umweltverbände  die
Masse und sind letztlich politisch in der Vorhand.

Dies hat zwei Gründe. Erstens können solche Besetzungen und militanten
Aktionen einer Minderheit letztlich ohne eine unterstützende Masse und die
Gewinnung der Öffentlichkeit  nicht  gehalten werden.  Zweitens zielen sie
natürlich darauf, Druck auf die Landesregierung auszuüben, RWE bei der
Rodung zu stoppen und einen möglichst raschen Kohleausstieg zu erzwingen.

Doch wie dieser genutzt wird – darüber entscheidet keine „Bewegung“ und
bestimmen erst  recht  nicht  die  BesetzerInnen oder  „Ende Gelände“.  Die
Dynamik  der  Bewegung  versuchen  vielmehr  die  VertreterInnen  von
Greenpeace, BUND und der Grünen – ohne jegliche Kontrolle der Basis –
beim  Schacher  am  Verhandlungstisch  der  Kohlekommission  für  sich  zu
nutzen. Bislang mit bescheidenem Erfolg, werden doch „Ausstiegsdaten“ wie
2038  kolportiert.  RWE will  erst  2045  den  Braunkohletagebau  einstellen,



Greenpeace soll  sich angeblich mit  2030 anfreunden können.  Inzwischen
wollen die LobbyistInnen Fakten schaffen, da sie verhindern wollen, dass
auch der noch verbliebene Teil des Hambacher Forstes „ungenutzt“ bleibt.

Die Umweltbewegung, vor allem aber die radikaleren AktivistInnen stehen
hier vor einem Dilemma. Mit ihren Aktionsformen, ihren Mitteln können sie
nicht mehr leisten, stehen ihn im Grunde nur zwei strategische Optionen des
Ausstiegs aus der Kohleverstromung und vor allem zur Reorganisation der
Energiewirtschaft offen. Bei der einen läuft es auf eine generelle Reduktion,
wenn nicht die Abschaffung industrieller Großproduktion hinaus, die durch
„selbstverwaltete“  Formen  der  Kleinwirtschaft  ersetzt  werden  soll.  Ein
solches  Ziel  ist  nicht  nur  utopisch  angesichts  der  bestehenden
Kräfteverhältnisse. Es ist auch reaktionär, weil damit weder die Mittel zur
Verfügung stünden noch die notwendige Koordination globaler Maßnahmen
möglich wäre,  um den Klimawandel  zu stoppen und die Bedürfnisse von
Milliarden Menschen auf der ganzen Welt zu befriedigen (einschließlich einer
massiven  Ausdehnung  der  Industrieproduktion  auf  große  Teile  der  sog.
„Dritten Welt“).

Der  andere  Ausweg  ist  ein  Abkommen  mit  Kapital  und  Regierung  zum
„ökologischen  Umbau“  der  Gesellschaft.  Daran  werkelt  zur  Zeit  die
„Kohlekommission“.

Ökologie und Klassenkampf
Ein  solcher  „grüner“  Deal  wird  nicht  funktionieren.  Eine  gewisse
Beschleunigung des Kohleausstiegs mag zwar erreichbar sein – aber sicher
keine ausreichenden Maßnahmen beim „Gesamtpaket“ Klimawandel. Selbst
das sog. 2-Grad-Ziel rückt global in weite Ferne.

Die zur Erreichung dieses Ziels notwendigen Maßnahmen sind schlichtweg
nicht durchsetzbar, solange die Umweltpolitik an den Profitinteressen des
Kapitals ihre Grenze findet, solange RWE & Co. bestimmen, was zu welchen
Bedingungen produziert und verkauft wird.

Nehmen wir nur RWE, einen letztlich kleinen Teil des Gesamtproblems. Der



Konzern  macht  riesige  Profite  durch  die  Stromproduktion,  wobei  die
gleichzeitige  Zerstörung  unserer  Lebensgrundlage  billigend  in  Kauf
genommen  wird.  Wenn  nun  gefordert  wird,  aus  der  Kohleverbrennung
auszusteigen,  ist  es  für  die  KapitalistInnen  und  auch  die  Regierung  ein
Leichtes  zu  sagen,  das  gefährde  die  Jobs  der  9.000  Beschäftigten  im
Rheinland.  Doch  dieses  Argument  ist  nur  ein  Vorwand.  Die
Kohleverbrennung ist vielmehr billig und daher ein zentrales Element im
Profit  von RWE (Nettogewinn 2017:  1,9 Mrd.  Euro).  Weiterhin hat  RWE
bereits massiv in die Braunkohleverstromung investiert, z. B. durch Kauf des
Hambacher Forstes. Diese Investitionen hat ein kapitalistischer Staat wie
Deutschland zu schützen und dementsprechend verhalten sich CDU, SPD,
AfD und FDP – und auch die IG BCE. Und natürlich sind auch die Grünen für
einen Deal mit dem Kapital zu haben, wie sie mit ihrer Zustimmung zur
Rodung  des  Forstes  in  der  ehemaligen  rot-grünen  Landesregierung
hinlänglich  bewiesen  haben.

Tatsächlich sind die Jobs jedoch absolut zweitrangig für die KapitalistInnen
und ihre staatlichen HelferInnen in der Landesregierung und im Bundestag.
Wenn die Streichung von Stellen in den Augen der KapitalistInnen ihren
Gewinn erhöhen könnte, so würden diese auch auf die eine oder andere
Weise dem Drang nach Profit zum Opfer fallen. Ein Beispiel dafür findet sich
in den 1990er Jahren, wo RWE tausende Arbeitsplätze durch Rationalisierung
gestrichen hat.

Eine  besonders  unrühmliche  Rolle  bei  der  Verhandlung  um  den
Kohleausstieg nimmt die sogenannte ArbeiterInnenbürokratie ein. In diesem
Fall sind das konkret die Betriebsräte und die Führung der Gewerkschaft IG
BCE  (Industriegewerkschaft  Bergbau,  Chemie,  Energie).  Jüngst  haben
Betriebsräte vor einem „vorschnellen“ Kohleausstieg gewarnt – auch hierbei
wird wieder das Jobargument bemüht. Das ist kein untypisches Verhalten für
die  offiziellen  „Arbeitnehmer“vertreterInnen,  wobei  sie  letztlich  den
KapitalistInnen in der Argumentation nachlaufen. Das ist auch kein Zufall,
denn ihre  privilegierte  Stellung ist  im Rahmen der  „Sozialpartnerschaft“
absolut abhängig von der Energieindustrie. Dementsprechend hat die IG BCE
die Arbeitsplatzstreichung in den 1990er Jahren auch fleißig mit getragen.



In der Tat braucht es eine Perspektive für die Beschäftigten im Kohlebergbau
und in den Kraftwerken und, wie diese für den Kampf gegen die Konzerne
gewonnen werden können. Wie es mit den rund 21.000 Menschen (Lausitz
und Rheinland) nach einem Kohleausstieg weitergehen soll, beantwortet der
aktuelle Aufruf von „Ende Gelände“ leider nicht und erst recht nicht der
bürgerliche  Teil  der  Umweltbewegung.  Zwar  wird  im  Aktionskonsens
geschrieben, dass sich die Aktionen nicht gegen die RWE-MitarbeiterInnen
richten,  viel  mehr  aber  leider  nicht.  In  der  Umweltbewegung  gibt  es
Tendenzen,  die  ArbeiterInnen in der Energiebranche als  GegnerInnen zu
betrachten.

Das  mag  hervorgerufen  sein  durch  Konfrontationen  mit  dem  RWE-
Wachschutz  oder,  weil  die  ArbeiterInnen mit  dem Energiekonzern selbst
gleichgesetzt  werden.  Allerdings  ist  dies  unserer  Ansicht  nach  nicht
zielführend. Vielmehr sollte es darum gehen, die Beschäftigten von RWE von
ihrer  aktuellen  Bindung  an  die  Interessen  „ihrer“  Konzerne,  von  RWE,
Vattenfall und Konsorten zu brechen und für unseren Kampf zu gewinnen.
Das schließt auch ein, ihnen eine Perspektive für die Zeit „nach der Kohle“
vorzuschlagen.  Dazu gehören eine  Weiterbeschäftigung ohne Lohnverlust
und  Einsatz  bei  anderen,  für  den  Umbau  des  Energiesektors  wichtigen
Aufgaben.

Diese Perspektive  ist  nur  gegen die  Kapitalinteressen durchsetzbar.  Erst
recht gilt das für die Umstrukturierung des Energiesektors selbst und die
Umstellung von Produktion und Konsum im Interesse des Erhalts der Umwelt
wie  der  Menschen.  Das  ist  ohne  die  Enteignung  der  Konzerne  einfach
unmöglich.

Hier  zeigt  sich  aber  auch,  warum die  ArbeiterInnenklasse  nicht  nur  als
politische  Unterstützerin  gewonnen  werden,  sondern  sich  zum zentralen
Subjekt im Kampf für den Klimawandel erheben muss:

Nur sie verfügt über das technische Know-how für einen geplanten
A u s s t i e g  a u s  d e r  K o h l e v e r b r e n n u n g  ( n i c h t  n u r  i n
Elektrizitätskraftwerken,  sondern auch in Heizkraftwerken) hin zu
erneuerbaren Energien.



Sie  hat  Zugang  zu  den  Produktionsmitteln  (Tagebau,  Kraftwerk,
Forschung) und kann dadurch die Produktion lahmlegen.
Durch das Lahmlegen der Produktion im Rahmen eines politischen
Streiks kann massiv Druck auf Kapital und Staat ausgeübt werden.
Dabei kann der Organisationsgrad der Arbeitenden erhöht werden, z.
B. durch Aufbau von Streikkomitees und Verteidigung des Streiks
gegen Repression.
Die Organisierung der ArbeiterInnen durch den politischen Kampf
kann die Grundlage dafür schaffen, dass die Arbeitenden im Rahmen
einer entschädigungslosen Enteignung der Energiekonzerne selbst
die Kontrolle über die Produktion übernehmen und sie dahingehend
planen, dass ein schnellstmöglicher Ausstieg aus der Kohleenergie
möglich wird, ohne dass es zu ihren Lasten geschieht.

Der  Umsetzung  dieser  Strategie  steht  derzeit  vor  allem  die  Politik  der
Gewerkschaftsbürokratie entgegen. Nichtsdestotrotz bleibt sie notwendig, da
Kapital  und Staat  unfähig und unwillig  sind,  auf  zügigem Wege aus der
zerstörerischen,  aber  profitbringenden  Kohleenergie  auszusteigen.
Andernfalls ist zu erwarten, dass der Kohleausstieg, wenn er denn kommt,
über Arbeitsplatzstreichungen und Steuern auf dem Rücken der arbeitenden
Bevölkerung finanziert werden soll. In diesem Kontext schlagen wir einen
Forderungskatalog  vor,  der  Eckpunkte  zur  Energiewende  mit  einer
klassenkämpferischen  Perspektive  verbindet:

Solidarität mit den BesetzerInnen: Rodung des Hambacher Forstes
verhindern!  Bullen  raus  aus  dem  Wald,  organisierte  Gegenwehr
gegen  die  Räumungsversuche!  Massenaktionen  gegen  RWE  und
Kohleindustrie! Bundesweite Aktionskonferenz zur Durchsetzung des
Kohleausstiegs!
Zeigt  den  ArbeiterInnen  von  RWE  auf,  dass  wir  gemeinsame
Interessen haben, unsere Umwelt zu schützen und die Produktion
demokratisch  umzugestalten!  Dafür  braucht  es  gemeinsame
Veranstaltungen,  Diskussionen  sowie  Aktionen  vor  und  in  den
Betrieben.
Für  die  ökologischen  Katastrophen  ist  die  herrschende  Klasse
verantwortlich  –  daher  soll  sie  für  die  Schäden  aufkommen!



Entschädigungslose Enteignung der Energie- und Transportindustrie
unter ArbeiterInnenkontrolle!
Für den schnellstmöglichen organisierten Ausstieg aus der fossilen
Energiegewinnung  und  Einstieg  in  klimaneutrale  Erzeugung  im
Rahmen eines Energieplans unter ArbeiterInnenkontrolle! Für einen
solchen Plan auf europäischer und weltweiter Ebene, der Verkehr,
Industrie, Haushalte, Strom- und Wärmegewinnung integriert!
Weg mit dem Emissionsrechtehandel und der Subventionierung von
„regenerativer Energie“! Den „blind“ wirkenden Marktmechanismen
setzen wir das bewusste, planmäßige Eingreifen in die Produktion
entgegen. Für die Förderung von Energie und Ressourcen sparenden
Techniken, bezahlt vom Kapital!
Für ein globales Programm zur Wiederaufforstung von Wäldern, der
Renaturierung von Mooren und zum Schutz  des  Bodens  und der
Meere  als  CO2-Senken!  Entschädigungslose  Enteignung  von
LandbesitzerInnen, nachhaltige Bewirtschaftung unter Kontrolle der
ArbeiterInnen und BäuerInnen!
Für  Forschung  zur  Lösung  der  Speicherproblematik  der
erneuerbaren  Energien,  zur  Minimierung  bzw.  Beseitigung  des
Schadstoffproblems (Atommüll) unter ArbeiterInnenkontrolle und auf
Kosten der Energiekonzerne!
Gegen  die  Spaltung  von  Umweltbewegung  und  Beschäftigten  in
umweltgefährdenden Betrieben! Umschulung und neue Arbeitsplätze
zu  gleichen  Löhnen  und  Arbeitsbedingungen!  Gegen  prekäre
Beschäftigung  in  der  Branche  erneuerbarer  Energien:  gleiche
Bedingungen für alle Beschäftigten in Windkraft-, Solarbetrieben wie
für jene in Bergbau, AKWs und bei den Stromkonzernen!


